
SATZUNG 
über die Erhebung von Beiträgen und Kostenerstattungen 
für die Abwasserbeseitigung in der Stadt Hann. Münden 

(Abwasserbeitragssatzung - ABS) 
 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG) und der §§ 1, 2, 6, 6a und 8 Niedersächsisches Kommunalabgabengesetz 
(NKAG) hat der Rat der Stadt Hann. Münden am 30.06.2020 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Stadt Hann. Münden (im folgenden "Stadt" genannt) betreibt zur Beseitigung des in 

ihrem Gebiet anfallenden Abwassers eine jeweils rechtlich selbstständige öffentliche 
Einrichtung zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung und zur zentralen Nieder-
schlagswasserbeseitigung von den privaten Grundstücken. 

 
(2) Die Stadt erhebt nach Maßgabe dieser Satzung für die in Abs. 1 genannten öffentli-

chen Einrichtungen 
 
a) Beiträge zur Deckung des Aufwandes für die jeweilige zentrale öffentliche Abwas-

seranlage einschließlich der Kosten für den ersten Grundstücksanschluss (Ab-
wasserbeiträge), 
 

b) Kostenerstattungen für zusätzliche Grundstücksanschlüsse an die zentralen öf-
fentlichen Abwasseranlagen (Aufwendungsersatz). 

 
 
 
 

§ 2 
Beitragserhebung 

 
(1) Die Stadt erhebt, soweit der Aufwand nicht durch Abwassergebühren oder auf andere 

Weise gedeckt wird, für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und 
Erneuerung der zentralen öffentlichen Abwasseranlagen Abwasserbeiträge als Abgel-
tung der durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme gebotenen besonderen wirt-
schaftlichen Vorteile. 

 
(2) Der Abwasserbeitrag deckt auch die Kosten für den jeweils ersten Grundstücksan-

schluss (Anschlusskanal vom Hauptsammler bis zur Grundstücksgrenze bzw. Stra-
ßengrenze). 

 
(3) Bei den Hinterliegergrundstücken decken die Beiträge die Kosten nur bis zur Grenze 

des an einer kanalisierten Straße liegenden Grundstücks. In diesem Fall sind die über 
andere Grundstücke verlaufenden Abwasserleitungen keine öffentlichen Anlagen. Die 
Kosten für diese Leitungen hat der Grundstückseigentümer bzw. Anschlussnehmer 
selbst zu tragen. 

 
 
 
 
 



§ 3 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an eine zentrale öffentliche Abwas-

seranlage angeschlossen werden können und für die 
 

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder  
gewerblich genutzt werden dürfen, 

 
b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, sie aber nach der 

Verkehrsauffassung Bauland sind und baulich oder gewerblich genutzt werden 
dürfen. 

(2) Wird ein Grundstück an eine zentrale öffentliche Abwasseranlage tatsächlich ange-
schlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen 
des Abs. 1 nicht erfüllt sind. 

 
(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundbuchgrundstück.  
 
 
 
 

§ 4 
Beitragsmaßstab 

 
(1) Der Abwasserbeitrag wird nach der Fläche berechnet, die sich bei der Schmutzwasser-

beseitigung durch Vervielfältigung der Grundstücksfläche mit der Geschossflächenzahl 
(zulässige Geschossfläche) und bei der Niederschlagswasserbeseitigung durch Ver-
vielfältigung der Grundstücksfläche mit der Grundflächenzahl (zulässige Grundfläche) 
ergibt. 
 

(2) Als Grundstücksfläche gilt 
 
a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die gesamte 

Fläche, wenn der Bebauungsplan für das Grundstück die bauliche oder gewerbli-
che Nutzung festsetzt, 

 
b) bei Grundstücken, die über die Grenzen eines Bebauungsplanes hinausreichen, 

die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, für die der Bebauungsplan die bau-
liche oder gewerbliche Nutzung festsetzt, 

 
c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die innerhalb eines im 

Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des 
Grundstücks, höchstens jedoch die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze 
und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Parallelen; bei Grundstücken, 
die nicht an eine Straße angrenzen oder nur durch einen zum Grundstück gehö-
renden Weg mit einer Straße verbunden sind, die Fläche zwischen der der Straße 
zugewandten Grundstücksseite und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufen-
den Parallelen, 

 
d) bei Grundstücken, die über die sich nach a) bis c) ergebenden Grenzen hinaus 

bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der jeweiligen Straßen-
grenze bzw. im Falle c) der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer 
Parallelen hierzu, die in einer Tiefe verläuft, die der übergreifenden Bebauung  
oder übergreifenden gewerblichen Nutzung entspricht, 

 
e) bei Grundstücken, für die der Bebauungsplan sonstige Nutzung ohne oder mit nur 

untergeordneter Bebauung festsetzt oder die innerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) so genutzt werden (z. B. Schwimmbäder, 
Sportplätze, Campingplätze - nicht aber Friedhöfe), 75 % der Grundstücksfläche, 



f) bei Grundstücken, für die der Bebauungsplan Friedhofsnutzung festsetzt oder die 
innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich 
so genutzt werden, die Grundfläche der an die öffentliche zentrale Abwasseranla-
ge angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl von 0,2, 

 
g) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche der 

an die Abwasseranlage angeschlossenen Gebäude oder Gebäudeteile, soweit sie 
der Wohnnutzung oder einer gewerblichen Nutzung zuzuordnen sind, geteilt durch 
die Grundflächenzahl von 0,2. Andere Gebäude oder Gebäudeteile sind bei der 
Berechnung der Grundstücksfläche nur dann zu berücksichtigen, wenn darin Ab-
wasser anfällt. Wirkt sich bei ihnen der Anschluss wegen von der Art her unter-
schiedlicher Nutzung deutlich erkennbar nur auf einen Teilbereich vorteilhaft aus, 
so ist nur die bevorteilte Fläche heranzuziehen. 

 
h) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellung 

eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z. B. Abfallde-
ponie), die Fläche des Grundstücks, auf die sich die Planfeststellung bezieht. 

 
In den Fällen f) und g) wird die so ermittelte Fläche diesen Baulichkeiten dergestalt zu-
geordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der 
Baulichkeiten verlaufen. 
 

(3) Die Geschossflächenzahl ergibt sich aus dem Bebauungsplan. 
Für Grundstücke, für die im Bebauungsplan anstelle einer Geschossflächenzahl eine 
Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt als Geschossflächenzahl 1/3 der Baumassenzahl. 
Ist im Zeitpunkt der Entstehung der Beitragspflicht aufgrund einer Ausnahme oder Be-
freiung eine höhere Geschossflächenzahl zugelassen oder vorhanden, ist diese zu-
grunde zu legen. 
 
Liegt kein Bebauungsplan vor oder lässt sich aus seinen Festsetzungen keine Ge-
schossfläche errechnen, so bestimmt sich die Geschossflächenzahl nach den Werten 
der folgenden Tabelle: 
 
                  GFZ 
a) sonstig genutzte Grundstücke ohne oder mit nur untergeordneter 

Bebauung (z. B. Schwimmbäder, Sportplätze, Campingplätze, Friedhöfe)  0,3 
 

b) gewerblich genutzte Grundstücke ohne Bebauung 0,3 
 

c) selbständige Garagen- und Einstellplatzgrundstücke 0,3 
 

d) alle übrigen Grundstücke 
bei 1 Vollgeschoss 0,3 
bei 2 Vollgeschossen 0,5 
bei 3 Vollgeschossen 0,7 
bei 4 und mehr Vollgeschossen 0,9 
 

Maßgebend bei Anwendung der Tabelle ist bei den bebauten Grundstücken die Zahl 
der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse. 
 
Bei unbebauten Grundstücken werden Art der Nutzung und Zahl der Vollgeschosse 
nach der überwiegenden Grundstücksnutzung und überwiegenden Geschosszahl in der 
näheren Umgebung (§ 34 BauGB) bestimmt. 
 
Als Vollgeschosse gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Voll-
geschosse sind. Ist die Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerkes nicht 
feststellbar, werden je angefangene 2,20 m - bei industriell genutzten Grundstücken je 
angefangene 2,80 m - Höhe des Bauwerks ein Vollgeschoss gerechnet. Kirchengebäu-
de werden als eingeschossige Gebäude behandelt. 



(4) Als Grundflächenzahl gelten 
 
a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige Grund-

flächenzahl, 
 

b) soweit kein Bebauungsplan besteht oder sich aus seinen Festsetzungen keine 
Grundflächenzahl errechnen lässt, 

 
die Werte der folgenden Tabelle:             GRZ 

 
1. Wochenendhaus-, Kleinsiedlungs- und Campingplatzgebiete 0,2 

 
2. Wohn- und Ferienhausgebiete 0,4 
3. Dorf- und Mischgebiete 0,6 

 
4. Gewerbe-, Industrie- und Sondergebiete gem.  

§ 11 Baunutzungsverordnung 0,8 
 

5. Kerngebiete 1,0 
 

6. selbstständige Garagen- und Einstellplatzgrundstücke 1,0 
 

7. Sportplatzgrundstücke 0,8 
 

8. Schwimmbadgrundstücke 0,2 
 

9. Friedhofsgrundstücke 0,2 
 

10. Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB) 0,2 
 

Die Gebietseinordnung richtet sich für Grundstücke, die im Geltungsbereich eines 
Bebauungsplanes liegen, nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes und für 
die, die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 34 
BauGB), nach der vorhandenen Bebauung in der näheren Umgebung. 

 
 
 
 

§ 5  
Beitragssatz 

 
(1) Der Beitragssatz für die Herstellung der öffentlichen zentralen Abwasseranlage beträgt 

für die 
 

a) Schmutzwasserbeseitigung       5,73 € 
 

b) Niederschlagswasserbeseitigung von Grundstücken  11,78 € 
 

je Quadratmeter beitragspflichtiger Fläche. 
 

(2) Der Abwasserbeitrag ist auf volle Euro abzurunden. 
 
(3) Die Beitragssätze für die Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der 

öffentlichen zentralen Abwasseranlagen werden im Einzelfall unter Angabe des Abga-
bentatbestandes in einer besonderen Satzung geregelt. 

 
 
 
 



§ 6  
Beitragspflichtige 

 
Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer 
des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des 
Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haften als 
Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Tei-
leigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
 
 
 
 

§ 7  
Entstehung der Beitragspflicht 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung der zentralen öffentli-

chen Abwasseranlage vor dem Grundstück einschließlich der Fertigstellung des jeweils 
ersten Grundstücksanschlusses. 

 
(2) Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem tatsächlichen Anschluss, 

frühestens jedoch mit dessen Genehmigung. 
 
 
 
 

§ 8  
Vorausleistungen 

 
Sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist, kann die Stadt ange-
messene Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Beitrages erheben. 
 
 
 
 

§ 9  
Veranlagung und Fälligkeit 

 
Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe 
des Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vorausleistung. 
 
 
 
 

§ 10 
Ablösung 

 
In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung durch 
Vertrag vereinbart werden. Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des in § 4 
bestimmten Beitragsmaßstabes und des in § 5 festgesetzten Beitragssatzes zu ermitteln. 
Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



§ 11 
Kostenerstattung für zusätzliche Grundstücksanschlüsse 

 
(1) Stellt die Stadt auf Antrag des Eigentümers für ein Grundstück einen weiteren Grund-

stücksanschluss oder für eine von einem Grundstück, für das die Beitragspflicht bereits 
entstanden ist, abgeteilte und zu einem Grundstück verselbständigte Teilfläche einen 
eigenen Grundstücksanschluss her (zusätzliche Grundstücksanschlüsse), so sind der 
Stadt die Aufwendungen für die Herstellung solcher zusätzlicher Grundstücksan-
schlüsse in der tatsächlichen Höhe zu erstatten. 

 
(2) Die §§ 6, 8, 9 und 10 gelten entsprechend. 
 
(3) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung des jeweiligen 

Anschlusses. 
 
 
 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.07.2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Abwasserbeitragssatzung der 
Stadt Hann. Münden vom 13.12.2007 außer Kraft. 
 
 
 
 
 

Hann. Münden, den 30.06.2020 
 
 
 

Stadt Hann. Münden 
 
 
 

    L. S.    gez. Harald Wegener 
 
 

Harald Wegener 
Bürgermeister 


